
Massenansturm auf den Bergbaupark
Acht Monate vor der offiziellen Eröffnung begeistert die Technik-Schau im Leipziger Südraum hunderte Leser

Großpösna. Faszination Bergbau: Rund 
750 Leser sind gestern der Einladung 
dieser Zeitung zur exklusiven Erkun-
dung des Bergbau-Technik-Parks im 
Südraum von Leipzig gefolgt. Hauptat-
traktionen: Zwei gigantische Tagebau-
Großgeräte – ein Absetzer und ein 
Schaufelradbagger. 

„Wir sind noch nicht fertig“, sagt Pe-
ter Krümmel, Vize des 2002 gegründe-
ten Bergbau-Technik-Park-Vereins. Es 
ist eine Mammutaufgabe, die sich die 
Mitglieder vorgenommen haben. In acht 
Monaten ist die offizielle Eröffnung des 
Geländes geplant, doch bereits die gest-
rige Vorab-Gelegenheit, das Areal bei 
Führungen zu erkunden, löst einen 
Massenansturm aus. Die Rundgänge 
verdeutlichen den langen Prozess vom 
Aufschluss der Kohle über Entwässe-

rung, Abbau, Verkippung bis hin zur 
Renaturierung der Tagebauflächen.

Vor allem der 1250 Tonnen schwere 
und fast 30 Meter hohe Schaufelrad-
bagger zieht die Blicke auf sich. Der 
stählerne Koloss stand im Tagebau 
Espenhain, und einigen 
der Besucher sind seine 
Dimensionen durchaus 
vertraut. „Bei Störungen 
war ich als Schichtelektri-
ker auf so einem Großge-
rät im Einsatz“, erzählt 
Gerd Krah. Der 68-Jährige ist heute in 
Dölitz zu Hause, weil er wegen des 
Bergbaus seine Heimat Magdeborn ver-
loren hat. Ein großer Teil des Dorfes 
wird heute vom Störmthaler See be-
deckt. „Wo unser Haus stand, steht jetzt 
eine Bank“, erzählt er. 

Auch Klaus Friedrich ist ehemaliger 
Magdeborner, wohnte in der Friedrich-
Ebert-Siedlung. 20 Häuser standen 
dort. „Als wir gegangen sind, waren es 
noch drei.“ Und obwohl seine Familie 
1979 nach Liebertwolkwitz zog, fehlt 

bis heute die innere Bin-
dung. „Ich bin kein Wolk-
ser“, sagt der 68-Jährige, 
der damals mit einer Ent-
schädigung von 17 500 
DDR-Mark noch mal von 
vorn anfangen musste.

Hartwig Vogel ist aus Zächau in der 
Nähe von Altenburg gekommen. „Rings-
rum gab es nur Bergbau“, erzählt der 
Anlagenfahrer.  Ihn interessiert vor al-
lem die ausgestellte Technik. Früher, so 
der 59-Jährige, habe er im Ferienjob 
Weichen im Tagebau frei geschippt. 

Auch seine Nichte Laura ist beein-
druckt. Allerdings hat sie mit ihrer Ka-
mera einige Mühe, den Absetzer – ein 
Gerät zur Verkippung von Abraum – mit 
seinem 100 Meter langen Ausleger kom-
plett aufs Bild zu bekommen. Kinder 
können zudem in einer Kiste auf die 
Suche nach Edelsteinen gehen oder im 
Führerhaus einer alten E-Lok schalten 
und walten.

„Das ist eine super Aktion“, lobt Gerd 
Köcher das AboPlus-Ferien-Spezial-An-
gebot. Der 58-Jährige, der seit fünf Jah-
ren als Kranfahrer in Wien Arbeit ge-
funden hat, ist mit seiner Frau und 
seinem Enkel Max gekommen. Der 
Neunjährige nutzt gleich noch die Chan-
ce, ein Bild für MaleLE-Aktion zu ma-
len. Sein Motiv? Natürlich ein Bagger.

  Saskia Grätz

Ferienaktion im Bergbau-Technik-Park: Michél Kothe (l.) führt Zeitungsleser und ihre Familien über das ehemalige Tagebau-Gelände.  Foto: André Kempner
Yannick und Tom auf Schatzsuche in ei-
ner Kiste mit Gesteinen.
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Der siebenjährige Thomas schaltet und 
waltet im Führerhaus einer alten E-Lok.
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Geologe Andreas Ohse zeigt den Besu-
chern seltene Mineralien.
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Casino-Mentalität mit Folgen
Wegen hochriskanter Zinswetten droht vielen Kommunen der Finanz-Kollaps

Dresden. Vielen Kommunen im Frei-
staat steht das Wasser bis zum Hals. 
Grund ist der laxe Umgang der Stadt-
kämmerer mit hochriskanten Zinswet-
ten, sogenannten Swaps. Folge der Ca-
sino-Mentalität: Das kleine Flöha ist 
bereits pleite, anderen – wie Falken-
stein oder Riesa – droht dasselbe 
Schicksal. Mittlerweile schlägt das In-
nenministerium Alarm, rät per drin-
gendem Appell zu rechtlichen Schrit-
ten. Die Linke will die Zockerei der 
Kommunen generell verbieten.

Von JÜRGEN KOCHINKE

Das Schreiben ist sachlich in der Wort-
wahl, im Kern aber hart wie selten. „Viele 
Kommunen setzten in der Vergangenheit 
Zinsderivate ein, um ihr Zins- und Schul-
denmanagement zu optimieren“, lautet 
der Satz ganz am Anfang. Dann aber 
kommt die Warnung: Dieses Ziel werde 
keineswegs immer erreicht. Denn die Fi-
nanzprodukte seien oft so komplex, dass 
die „Anleger die Struktur und damit ein-
hergehende Risiken nicht einschätzen“ 
könnten. Was da ein wenig nach Börsen-
spekulation oder Crash einer Landesbank 
klingt, ist in Wahrheit ein amtlicher Ap-
pell. Autor ist das CDU-geführte Innen-
ministerium, der Brief ging an die Ge-
meinden im Freistaat. Tenor: Das 
Verlustrisiko der Zockerei auf Steuerzah-
lerkosten sei gravierend – im Extremfall 
„ruinös“.

Beim CMS-Deal verzockt

Für einige Kommunen in Sachsen ist 
dieser Fall längst bitterernste Realität. 
Das knapp 10 000 Einwohner zählende 
Städtchen Flöha im Landkreis Mittelsach-
sen steht aktuell mit über 8,4 Millionen 
Euro im Minus. Zwar läuft die Zinswette, 
die die Kommune unter dem harmlosen 
Titel „CMS Memory Swap“ 2007 einge-
gangen ist, noch bis 2024. Doch ab dem 
kommenden Jahr zahlt die Stadt bei den 
Zinsen drauf. Und Flöha ist kein Einzel-
fall. Arg gebeutelt ist auch Reichenbach 

in der Oberlausitz. Der Ort mit seinen 
3900 Einwohnern hat sich ebenso auf 
 einen CMS-Memory-Deal eingelassen – 
und gnadenlos verzockt. Unglaubliche 
20,4 Millionen Euro Miese beträgt der 
Marktwert des Hochrisiko-Geschäfts der-
zeit. Wenn dies fällig wird, gehen in der 
Kommune die Lichter aus.

Das will das Innenressort vermeiden. 
So verweist es in dem Schreiben auf ein 
aktuelles Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 22. März, in dem sich die Richter auf 
die Seite der Kunden, hier der Gemein-
den, geschlagen haben. Vor allem haben 
sie die Beratungspflichten der Banken 
verschärft. Folge: Wer über die Hochrisi-
ko-Deals im Vorfeld nicht klar und ver-
ständlich informiert hat, hat ein Problem. 
Der Rat des Innenministeriums ist ein-
deutig: Betroffene Kommunen in Sachsen 
sollten rechtliche Schritte prüfen, Scha-
densersatzanspruch heißt das normaler-
weise. Wer dies aber nicht tue, so lautet 

die amtliche Drohung, setze sich dem 
„Vorwurf der Untreue durch Unterlassen“ 
aus.

Das zumindest kann dem Landkreis 
Mittelsachsen nicht passieren. Als Erster 
ging Landrat Volker Uhlig (CDU) in die Of-
fensive und verklagte die Landesbank 
Baden-Württemberg (LBBW) wegen 
„nicht ausreichender Beratung“. Die Vor-
geschichte reicht ins Jahr 2006, als der 
damalige Landrat Andreas Schramm 
(CDU) sich ein Darlehen über rund fünf 
Millionen hat aufschwatzen lassen. Dies 
war aber an einen CMS Memory Swap 
gekoppelt. Doppelte Folge: Erst sparte 
der Kreis in der Tat Zinsen, seit der Wirt-
schaftskrise aber zahlt er erheblich drauf. 
Einem Plus von einst 100 000 Euro steht 
aktuell ein Minus von 280 000 gegenüber. 
Im kommenden Jahr sind bereits 800 000 
Euro eingeplant. Auch kommunale Be-
triebe haben sich verspekuliert: So haben 
die Kommunalen Wasserwerke Leipzig 

(KWL) unter ihrem Chef Klaus Heininger, 
der inzwischen wegen Bestechlichkeit 
verurteilt worden ist, ein dickes Minusge-
schäft eingefahren. Momentan liegt der 
Saldo bei 14 Millionen Euro – eine Aus-
sicht, dass dieser jemals ins Plus kommt, 
besteht so gut wie nicht. Die KWL haben 
eine Klage gegen die zuständige Bank 
eingereicht.

Zusätzlich pikant wird die Angelegen-
heit, da es sich bei den Geldgebern häufig 
genug um öffentlich-rechtliche Institute 
handelt, Landesbanken oder Sparkassen 
vor allem. Im Falle von Flöha waren es 
die Landesbank Sachsen sowie die Kreis-
sparkasse Mittelsachsen. Das will die Lin-
ke im Landtag nicht akzeptieren. Ihr Fi-
nanzexperte Sebastian Scheel, der 
kürzlich eine Anfrage zum Thema an die 
Regierung gestellt hatte, meint: „Ich habe 
kein Verständnis dafür, dass sich die Zo-
ckermentalität selbst in öffentlichen Geld-
instituten breitgemacht hat.“

Explodierende Zinsen

Darauf zielt auch der Antrag der Lin-
ken, der in Kürze im Plenum behandelt 
werden soll. Tenor: Den öffentlich-rechtli-
chen Kreditinstituten müsse der Deal mit 
hochriskanten Zinsderivaten auf kommu-
naler Ebene untersagt werden. Dazu ge-
höre ein Gesetzesentwurf auf den Tisch 
des Hohen Hauses. Darüber hinaus müsse 
bei der Landesdirektion ein sogenanntes 
Kompetenzzentrum Kommunale Zinsderi-
vate eingerichtet werden, das den betrof-
fenen Kommunen zur Seite steht.

Unabhängig davon existiert im Frei-
staat bereits eine Gesellschaft, die sich 
mit genau diesen Problemlagen beschäf-
tigt. Sachsen Asset Management GmbH 
heißt sie und sitzt in Leipzig. Dort können 
Gemeinden ihre komplexen Zinsgeschäfte 
durchrechnen lassen – samt Risiken. 
Denn einige dieser scheinbar lukrativen 
Ansätze zur Schuldentilgung können am 
Ende zum Fiasko werden, wegen explo-
dierender Zinsen. Krisenszenarien von 
bis zu 300 Prozent im Jahr sind da laut 
Expertenmeinung nicht ausgeschlossen.

Beispiel Riesa: Die Elbestadt hantiert bisher eifrig mit 
Zinswetten – samt erheblicher Risiken.   Foto: dpa

Beispiel Dippoldiswalde: In der Stadt im Osterzgebirge 
steht ein Deal mit 1,5 Millionen Euro im Minus.  Foto: dpa

Beispiel Flöha: Die ehemalige Textilstadt ist wegen der 
Hochrisiko-Geschäfte bereits nahezu pleite.  Foto: dpa

HINTERGRUND

Von Riesa bis Flöha 
Schon der Rechnungshof hatte in seinem 
aktuellen Jahresbericht Kritik an den Hoch-
risiko-Deals der sächsischen Kommunen 
geübt. Zinsderivate, so das Ergebnis der 
Finanzkontrolleure, seien extrem spekula-
tiv und zum Schuldenabbau weitgehend 
ungeeignet. Neben Reichenbach hatten 
sich die Prüfer auf Riesa und den Land-
kreis Leipzig konzentriert.
– Die Stadt Riesa muss laut Innenministe-
rium mit einem Gesamtrisiko von aktuell 
über sieben Millionen Euro leben.
– Betroffen ist ebenso die Leipziger Re-
gion, wenn auch in geringerem Ausmaß. 
Beim Kreis Leipzig beträgt das Risiko 
knapp 500 000 Euro. Im Falle Nordsach-
sens sind es derzeit 3,4 Millionen, im Falle 
von Delitzsch 1,7 Millionen.
– Gravierender sind da schon die Werte im 
Vogtland. Bei Falkenstein liegt die Zins-
wette mit 5,9 Millionen im Minus. Wenig 

komfortabel ist auch die Lage in Dippoldis-
walde, wo ein sogenannter Digital Memory 
Swap mit minus 1,5 Millionen in den Bü-
chern steht.
– In der 3500-Seelen-Gemeinde Radibor 
im Landkreis Bautzen liegt der Risiko-Deal 
bei aktuell minus vier Millionen. In Groß-
schönau im Landkreis Görlitz beträgt das 
Minus 1,3 Millionen.

Überhaupt befinden sich die meisten 
Zinsderivate mehr oder weniger im Minus. 
Ob dies bei Fälligkeit noch so sein wird, ist 
offen. Allerdings spiegelt das ministerielle 
Papier nicht das gesamte Ausmaß des Di-
lemmas. Denn es listet nur jene Werte 
auf, die die Kommunen selbst geliefert 
haben. Und vor allem: Die Deals jener 
Städte, die ihre Geschäfte gern über Kom-
munal-Unternehmen in Privatrechtsform 
abwickeln, tauchen gar nicht auf – aus 
Gründen des Geschäftsgeheimnisses. J. K.

Sonntagsöffnung

SPD und Linke 
klagen, Koalition 
bleibt gelassen

Dresden (abö/dpa). Die Ladenöff-
nung am Sonntag kommt in Sachsen 
wieder auf den Prüfstand. Die Land-
tagsfraktionen von Linken und SPD 
haben gegen das entsprechende Ge-
setz Klage eingereicht. Die Leipziger 
Verfassungsrichter sollen klarstel-
len, ob die Öffnung von Videotheken 
und Waschanlagen sonntags rech-
tens ist und aus welchem Anlass 
Kommunen verkaufsoffene Sonnta-
ge für den Einzelhandel gestatten 
können, teilten beide Fraktionen 
mit.

Das Ladenschlussgesetz war zu-
letzt im Herbst 2010 geändert wor-
den und gilt seit Anfang 2011. Die 
Gewerkschaft Verdi begrüßte die 
Klage. Verhandlungsführerin Anne-
lie Schneider verwies auf die „recht-
lichen Mängel“ des Gesetzes. Der 
Leipziger Rechtsanwalt Friedrich 
Kühn, der die Normenkontrollklage 
für die Fraktionen mit vorbereitete, 
geht davon aus, dass die Verfas-
sungsrichter erst in der ersten Jah-
reshälfte 2012 entscheiden. 

Die schwarz-gelbe Regierungsko-
alition zeigte sich vom juristischen 
Vorpreschen der Linken und der 
SPD wenig beeindruckt. „Der Klage 
sehe ich gelassen entgegen. Das von 
der Koalition erarbeitete Gesetz 
schafft mehr Rechtssicherheit als es 
mit den vorherigen vom damaligen 
SPD-Wirtschaftsminister Thomas 
Jurk vorgelegten Regelungen der 
Fall war“, sagte Frank Heidan, wirt-
schaftspolitischer Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion. Sein FDP-
Kollege Torsten Herbst monierte, 
dass die Opposition eine politische 
Niederlage nicht verkrafte und es 
deshalb erneut auf juristischem 
Wege versuche. „Das ist kein Grund 
zur Beunruhigung für uns. Unser 
Ladenöffnungsgesetz hat längst sei-
ne Praxistauglichkeit bewiesen.“  

Neonazi-Parolen 
an KZ-Friedhof

Flößberg (I. E.). Das Tor des KZ-Häft-
lingsfriedhofs in Flößberg (Kreis Leip-
zig) ist mit Neonazi-Parolen beschmiert 
worden. Unbekannte sprühten Haken-
kreuze und – in grammatikalisch fal-
schem Deutsch – eine Hetzparole auf 
die Metalltüren. Der Staatsschutz wur-
de eingeschaltet. Bisher gibt es noch 
keine Hinweise auf die Täter. Im Zuge 
der Sanierungsarbeiten der Grabstätte 
war das Tor erst vor kurzem neu ge-
setzt worden. Es verweist symbolisch 
auf den jüdischen Hintergrund der im 
KZ-Außenlager Flößberg umgekomme-
nen Opfer.  

Reuiger Einbrecher will 
ins Gefängnis

Dresden (dpa). Vorbereitet auf einen 
Haftantritt hat sich ein reuiger Einbre-
cher in Dresden bei der Polizei gemeldet 
und 15 Straftaten gestanden. Der Mann 
bat darum, eingesperrt zu werden – und 
brachte gleich ein Radio für seine Zelle 
mit. Der 39-Jährige gab zunächst einen 
Einbruch in einen Blumenladen und ei-
nem Büro zu, begangen in der Nacht 
zum Montag. Schließlich gestand er wei-
tere 14 Taten: Er hatte es seit Dezember 
vergangenen Jahres auf Wohnungen, 
Büros und Geschäfte abgesehen. Für 
seine Beichte verlangte der Dresdner 
ausdrücklich nach einem Kriminalisten, 
den er aus früheren Ermittlungen gegen 
sich kannte.

REGION KOMPAKT

Im Albrechtshainer See (Kreis Leipzig) ist 
ein 57-Jähriger aus Erfurt ertrunken. Die 
Polizei geht von einem Badeunfall aus. 
Der Mann war im Badebereich ins Wasser 
gegangen. Als seine Frau ihn am Ufer aus 
den Augen verlor, alarmierte sie die Ret-
tungskräfte, die seinen leblosen Körper 
schließlich fanden.
Nach einem Autounfall mit drei Schwer-
verletzten auf der B 246 im Bördekreis 
hat die Polizei in dem verunglückten Fahr-
zeug Drogen gefunden. Der Wagen war 
von der Straße abgekommen und gegen 
zwei Bäume geprallt. Die Verletzten im Al-
ter von 16, 18 und 21 Jahren kamen in 
Krankenhäuser.
Im Fall eines zu Tode misshandelten Ob-
dachlosen aus Oschatz (Landkreis Nord-
sachsen) hat die Polizei drei weitere Tat-
verdächtige gefasst. Zwei 16-Jährige und 
ein 18-Jähriger hätten gestanden, an der 
tödlichen Attacke beteiligt gewesen zu 
sein, berichtete die Polizeidirektion West-
sachsen.
Wegen einer Serie von Rohrbombenan-
schlägen auf Fahrkartenautomaten der 
Deutschen Bahn stehen vier junge Män-
ner aus Nordsachsen im September vor 
Gericht. Sie sollen Automaten in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Bayern mit selbst ge-
bastelten Bomben gesprengt und dabei 
insgesamt 19 000 Euro erbeutet haben.
Ihre Steuererklärung reichen immer mehr 
Sachsen über das Internet beim Finanz-
amt ein. Im ersten Halbjahr 2011 kamen 
rund 230 000 Dokumente auf elektroni-
schem Weg an. Das entspricht einem An-
teil von 41,5 Prozent, drei Prozent mehr 
als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. 

Handydatenaffäre

Opposition
spricht von

Rasterfahndung
Dresden. Nach der massenhaften Spei-
cherung von Handydaten bei Dresdner 
Demonstrationen am 19. Februar vermu-
ten die Grünen im Landtag eine Raster-
fahndung durch die Ermittlungsbehörden. 
Wie eine Kleine Anfrage des rechtspoliti-
schen Sprechers Johannes Lichdi an In-
nenminister Markus Ulbig (CDU) ergab, 
hat die Sonderkommission 19/2 das Fall-
analysesystem eFAS eingesetzt, das auch 
Rasterfahndungen ermöglicht. Dabei wer-
den die Verkehrs- und Bestandsdaten der 
betroffenen Handynutzer automatisch mit 
polizeiinternen Datenbanken überprüft. 
„Offenbar gleichen sie alles mit allem ab, 
in der Hoffnung, so auf weitergehende 
Ermittlungsansätze zu stoßen“, sagte 
Lichdi gegenüber dieser Zeitung. Inwie-
weit eFAS bei den Ermittlungen zu den 
Ausschreitungen vom 19. Februar einge-
setzt wurde, ist nicht bekannt. Ulbig ließ 
diese Frage offen mit Verweis auf laufen-
de Verfahren. 

Mittlerweile geht es in der Handydaten-
affäre um über zwei Millionen Datensätze. 
Zum einen holte die Polizei rund um die 
Proteste gegen einen Neonazi-Aufmarsch 
im Februar 138 000 Verkehrsdatensätze 
bei den Mobilfunkanbietern ein. Weitere 
896 000 Datensätze sammelte das Lan-
deskriminalamt zur Ermittlung von Straf-
taten bei den Demonstrationen. Eine wei-
tere Million Daten hatte das LKA bereits 
2009 in Dresden erhoben, nach dem 
Brandanschlag auf eine Bundeswehrka-
serne. Justiz- und Innenministerium 
rechtfertigen dies, weil nicht benötigte 
Daten gelöscht würden.  Christine Keilholz

Hochschulen

Studienanfänger
zieht es nach Sachsen

Dresden (ski). Nach jahrelangem Anstieg 
ist die Quote der jungen Sachsen mit 
Hochschulreife wieder zurückgegangen. 
Nach Angaben des Statistischen Landes-
amtes lag die Studienberechtigten-Quote 
2009 bei 36,7 Prozent. Dagegen hätten 
im vergangenen Jahr nur noch 30,7 Pro-
zent eine direkte Zugangsberechtigung 
erhalten, sagte Eva-Maria Stange, die bil-
dungspolitische Sprecherin der SPD-Frak-
tion. Die ehemalige Wissenschaftsminis-
terin nannte diese Zahlen eine „Ohrfeige 
für die sächsische Schulpolitik“.

Dank einer hohen Zuwanderung aus 
anderen Bundesländern stieg die Studien-
anfänger-Quote in Sachsen auf einen neu-
en Höchststand: Im Jahr 2009 – so die 
aktuellsten Zahlen des Statistischen Lan-
desamtes – begannen im Freistaat 21 600 
Abiturienten ein Studium. Der Anteil der 
Nichtsachsen betrug 42 Prozent und ist 
seit 2006 um sechs Punkte gestiegen. Po-
sitiv für den Freistaat ist, dass mehr Stu-
denten kamen als gingen: Während 5500 
sächsische Abiturienten ein Studium au-
ßerhalb antraten, zogen 7500 zu.
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